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Sehr geehrte Damen und Herren!  

Heute lesen Sie im Newsletter des Finanzgerichts Münster u.a 

Entscheidungen zum Betriebsausgabenabzugsverbot für 

Jahresbeiträge der Bankenabgabe und zu Minderung des 

Sonderausgabenabzugs für Bonuszahlungen von Krankenkassen. 

 

  

 

Aktuelle 

Entscheidungen  

 

 

Betriebsausgabenabzugsverbot für die 

Jahresbeiträge der sog. Bankenabgabe ist 

verfassungsgemäß  

Der 9. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 21. März 

2018 (Az. 9 K 3187/16 F) entschieden, dass gegen den Ausschluss 

des Betriebsausgabenabzugs nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 13 EStG für 

die Jahresbeiträge der sog. Bankenabgabe keine 

verfassungsrechtlichen Bedenken bestehen. 

 
Die Klägerin ist ein Kreditinstitut. Auf Grundlage des 

Restrukturierungsfondsgesetzes erließ die Bundesanstalt für 

Finanzmarktstabilisierung gegenüber der Klägerin für 2014 einen 

Bescheid über einen Jahresbeitrag in Höhe von rund 1,1 Mio. €. 

http://www.fg-muenster.nrw.de/
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/9_K_3187_16_F_Urteil_20180321.html


Hierbei handelt es sich um eine Abgabe für risikobehaftete Geschäfte, 

die der Gesetzgeber zur Stabilisierung des Bankenbereichs nach der 

Finanzmarktkrise eingeführt hatte. 

Das Finanzamt behandelte den Jahresbeitrag als nach § 4 Abs. 5 Satz 

1 Nr. 13 EStG nicht abziehbare Betriebsausgabe. Hiergegen wandte 

die Klägerin ein, die Vorschrift verstoße gegen den Gleichheitssatz und 

führe zu einer nicht hinnehmbaren Doppelbelastung durch die 

Bankenabgabe einerseits und das Abzugsverbot andererseits. 

Diese Bedenken teilte der Senat nicht und wies die Klage ab. Der 

allgemeine Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 GG sei nicht verletzt. Die 

Durchbrechung des objektiven Nettoprinzips sei durch den mit dem 

Abzugsverbot verfolgten Lenkungszweck, Risiken im Finanzsektor zu 

reduzieren, gerechtfertigt. Dabei sei es legitim, Banken für riskante 

Geschäfte wirtschaftlich endgültig zu belasten oder sie zu einer 

Verhaltensänderung dahingehend zu veranlassen, weniger riskante 

Geschäftsmodelle anzubieten. Eine gegen Art. 14 Abs. 1 GG 

verstoßende Doppelbelastung liege ebenfalls nicht vor. Vielmehr sorge 

der Gesetzgeber nur über einen doppelten Mechanismus - Abgabe 

und Betriebsausgabenabzugsverbot - für eine einmalige vollständige 

wirtschaftliche Belastung der Kreditinstitute. 

Die vom Senat zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof unter 

dem Aktenzeichen XI R 20/18 anhängig. 

 

Bonuszahlungen einer Krankenversicherung 

können den Sonderausgabenabzug mindern  

Bonuszahlungen einer Krankenversicherung mindern als 

Beitragsrückerstattungen den Sonderausgabenabzug jedenfalls dann, 

wenn die Zahlungen ohne Nachweis von gesundheitsbezogenen 

Aufwendungen erbracht werden. Dies hat der 7. Senat des 

Finanzgerichts Münster mit Urteil vom 13. Juni 2018 (Az. 7 K 1392/17 

E) entschieden. 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/7_K_1392_17_E_Urteil_20180613.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/7_K_1392_17_E_Urteil_20180613.html


Die Kläger, die als Eheleute zusammen zur Einkommensteuer 

veranlagt werden, erhielten im Streitjahr 2015 Bonuszahlungen aus 

einem Bonusprogramm ihrer Krankenkasse, die sich jeweils aus einem 

Sofortbonus (50 €) und einem Vorsorgebonus (100 €) 

zusammensetzten. Nach dem Bonusprogramm waren hierfür mehrere 

Maßnahmen aus einem Maßnahmenkatalog Voraussetzung (z.B. 

Nichtraucher, Impfschutz, Zahnvorsorge). Für bestimmte sportliche 

Maßnahmen (z.B. Mitgliedschaft in einem Fitnessstudio) gewährte die 

Krankenkasse einen Sportbonus in Höhe von 75 €, den die Kläger im 

Streitjahr jedoch nicht erhielten. 

Das Finanzamt behandelte die Bonuszahlungen als 

Beitragsrückerstattungen und minderte den Sonderausgabenabzug der 

Kläger für 2015 um insgesamt 300 €. Hiergegen wandten die Kläger 

ein, dass es sich um Leistungen der Krankenkasse handele, weil sie 

Aufwendungen für eine Mitgliedschaft in einem Fitnessstudio getragen 

hätten. Hierbei handele es sich um Gesundheitsmaßnahmen. 

Die Klage hatte keinen Erfolg. Der Sonderausgabenabzug für 2015 sei 

um 300 € zu mindern, weil die Kläger in dieser Höhe nicht endgültig 

wirtschaftlich belastet seien. Es handele sich nicht um die Erstattung 

von Gesundheitsaufwendungen. Zwar hätten die Kläger Zahlungen für 

die Mitgliedschaft in einem Fitnessstudio geleistet. Die 

Bonuszahlungen stünden hiermit jedoch nicht in einem 

Zusammenhang, weil die Mitgliedschaft in einem Fitnessstudio nicht 

Voraussetzung für die Gewährung des Sofortbonus bzw. des 

Vorsorgebonus sei. Ob und in welchem Umfang die Kläger andere 

Aufwendungen zur Erfüllung der Bonuszahlungen getragen haben, 

hätten sie nicht nachgewiesen. 

 

Änderung der Umsatzsteuerfestsetzung zulasten 

des leistenden Unternehmers in Bauträgerfällen bei 

Abtretbarkeit der Ansprüche gegen den 

Leistungsempfänger zulässig  



Der 5. Senat des Finanzgerichts Münster hat mit Urteil vom 15. Mai 

2018 (Az. 5 K 3278/15 U) entschieden, dass es für die Änderung von 

Umsatzsteuerfestsetzungen zulasten eines Bauunternehmers in sog. 

Bauträgerfällen gemäß § 27 Abs. 19 UStG ausreicht, wenn dem 

Unternehmer gegen den Leistungsempfänger zum Zeitpunkt der 

Änderung Festsetzung ein abtretbarer Anspruch zustand. 

Die Klägerin betreibt ein Bauunternehmen und erbrachte im Jahr 2012 

Bauleistungen an eine Bauträgerin. Die hierauf entfallende 

Umsatzsteuer hatte die Leistungsempfängerin nach § 13b UStG 

entrichtet, machte aber unter Berufung auf das BFH-Urteil vom 

22.8.2013 (V R 37/10) einen Erstattungsanspruch gegenüber dem 

Finanzamt geltend. Trotz Hinweises des Finanzamts erteilte die 

Klägerin zunächst keine korrigierten Rechnungen und erklärte auch 

nicht die Abtretung der Zahlungsansprüche gegen die Bauträgerin. 

Das Finanzamt änderte daraufhin die Umsatzsteuerfestsetzung für 

2012 im Jahr 2015 zulasten der Klägerin. Hiergegen wandte die 

Klägerin ein, keinen abtretbaren Anspruch gegen ihre 

Leistungsempfängerin zu haben; jedenfalls sei dieser verjährt. 

Während des Klageverfahrens erklärte die Klägerin dennoch die 

Abtretung und stellte berichtigte Rechnungen aus. 

Die Klage hatte keinen Erfolg. Die Änderung der 

Umsatzsteuerfestsetzung sei durch § 27 Abs. 19 UStG gedeckt. 

Gegen diese Vorschrift bestünden keine verfassungsrechtlichen 

Bedenken. Sie sei im Einklang mit der BFH-Rechtsprechung allerdings 

unionsrechtskonform dahingehend auszulegen, dass eine Änderung 

dann zulässig sei, wenn dem leistenden Unternehmer ein abtretbarer 

Anspruch auf Zahlung der gesetzlich entstandenen Umsatzsteuer 

gegen den Leistungsempfänger zusteht. 

Ein solcher Anspruch stehe der Klägerin gegen die Bauträgerin gemäß 

§ 313 Abs. 1 BGB zu, weil die Vertragsparteien in Übereinstimmung 

mit der damals geltenden Verwaltungsauffassung davon ausgegangen 

seien, dass die Leistungsempfängerin die Umsatzsteuer schulde. 

Durch die BFH-Rechtsprechung sei es zu einer schwerwiegenden 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/5_K_3278_15_U_Urteil_20180515.html


Veränderung in Bezug auf die Person des Steuerschuldners als 

Vertragsgrundlage gekommen. Ob der Anspruch verjährt sei, sei 

unerheblich, da eine Verjährung lediglich eine Einrede ermögliche, an 

der Abtretbarkeit aber nichts ändere. Jedenfalls sei aber die dreijährige 

Verjährungsfrist zum Zeitpunkt der Änderung des 

Umsatzsteuerbescheids für 2012 im Jahr 2015 noch nicht abgelaufen 

gewesen. Dies gelte unabhängig davon, ob für den Beginn der 

Verjährung die Ausführung der Bauleistung (2012), die Kenntnis des 

leistenden Unternehmers vom Erstattungsanspruch des 

Leistungsempfängers (2015), die Verkündung des BFH-Urteils vom 

22.8.2013 oder die Verkündung der ersten höchstrichterlichen 

Entscheidung über mögliche Nachzahlungsansprüche (BFH-Urteil vom 

23.2.2017, V R 16, 24/16) maßgeblich sei. 

Die erst im Klageverfahren erklärte Abtretung führe zu keinem anderen 

Ergebnis. Hierüber könne nicht im vorliegenden Verfahren, sondern im 

Verfahren über einen Abrechnungsbescheid, entschieden werden. 

Gleiches gelte für die berichtigten Rechnungen. 

Eine nur nach ausländischem Recht zulässige 

Vereinbarung über die Verteilung des Nachlasses 

führt zu einer Zuwendung durch den Erben  

Mit Urteil vom 12. April 2018 (Az. 3 K 2050/16 Erb) hat der 3. Senat 

des Finanzgerichts Münster entschieden, dass eine - nach britischem 

Recht zulässige - nach dem Tod des Erblassers abweichend vom 

Testament getroffene Vereinbarung über die Verteilung des 

Nachlasses („Deed of Variation“) eine freigiebige Zuwendung durch 

den Erben darstellt. 

Der Kläger ist Enkel der Erblasserin, einer britischen 

Staatsangehörigen, die in Spanien lebte. Sie hatte als Alleinerben 

ihren Sohn, den Vater des Klägers, eingesetzt. Nach dem Tod der 

Großmutter machte der Vater von der nach britischem Recht 

bestehenden Möglichkeit Gebrauch, eine von der Erbfolge 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/3_K_2050_16_Erb_Urteil_20180412.html


abweichende schriftliche Vereinbarung über die Verteilung des 

Nachlasses gemeinsam mit dem „personal representative“ 

(vergleichbar mit einem Testamentsvollstrecker oder 

Nachlassverwalter) abzuschließen. Danach erhielten der Kläger und 

sein Bruder Anteile an den im Nachlass befindlichen Grundstücken. 

Der gesamte Nachlass wurde in Großbritannien versteuert. 

Das inländische Finanzamt vertrat die Auffassung, dass der Kläger 

eine Schenkung von seinem Vater erhalten habe und setzte 

Schenkungsteuer ohne Anrechnung britischer Erbschaftsteuer fest. 

Hiergegen wandte der Kläger ein, dass ihm sein Vater kein eigenes 

Vermögen zugewandt habe, sondern Vermögen der Erblasserin. 

Der Senat wies die Klage ab. Die Zuwendung der Grundstücksanteile 

an den Kläger stelle keinen Erwerb von Todes wegen von der 

Großmutter dar. Die nach britischem Recht auf den Todestag der 

Erblasserin zurück zu beziehende „Deed of Variation“ sei nach 

deutschem Recht nicht zulässig. Sie sei vielmehr mit einer Abtretung 

nach § 2033 BGB vergleichbar. Dabei könne ein Miterbe jedoch nur 

über seinen Anteil am Nachlass verfügen, nicht aber über seinen Anteil 

an einzelnen Nachlassgegenständen. Demgegenüber sei die „Deed of 

Variation“ nicht wie eine nach deutschem Recht zulässige 

Ausschlagung gegen Abfindung zu behandeln, weil sich eine 

Ausschlagung nur auf die gesamte Erbschaft, nicht aber auf einen Teil 

davon beziehen könne. Darüber hinaus könne der Ausschlagende 

nicht bestimmen, dass ein anderer die Erbschaft erhalten soll. 

Schließlich entspreche die „Deed of Variation“ auch nicht einem 

Erbvertrag oder einem Erbvergleich, weil hierin Regelungen zwisch en 

den Erben getroffen würden. Dritte würden danach nicht zu Erben. Da 

der Kläger nach deutschem Steuerrecht nicht als Erbe, sondern als 

Beschenkter anzusehen sei, komme eine Anrechnung der britischen 

Erbschaftsteuer nach § 21 ErbStG nicht in Betracht. 

Der Senat hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. 

 

 
 

 



Weitere 

Entscheidungen 

im Überblick 
 

 

 

Einkommensteuer 

Zur Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung ehemals 

landwirtschaftlich genutzter Grundstücke als Einkünfte aus Land- 

und Forstwirtschaft (Urteil vom 26. April 2018, Az. 6 K 4135/14 F, 

Rev. BFH VI R 30/18)  

Gewerbesteuer 

Unter welchen Voraussetzungen stellen ein Eiscafé und ein 

daneben liegender Imbiss einen einheitlichen Gewerbebetrieb 

dar? (Urteil vom 10. Oktober 2017, Az. 7 K 3662/14 G, Rev. BFH X R 

15/18) 

Lohnsteuer/Verfahrensrecht 

Zur Änderungsmöglichkeit von Lohnsteueranmeldungen 

zugunsten des Arbeitgebers hinsichtlich solcher Zahlungen, die 

sich der Arbeitnehmer ohne Anspruch und ohne Kenntnis des 

Arbeitgebers verschafft hat (Urteil vom 8. Juni 2018, Az. 1 K 1085/17 

L) 

 

Kindergeld 

Ist der Besuch der Josia-Missionsschule eine Berufsausbildung? 

(Urteil vom 22. Dezember 2017, Az. 4 K 3336/17 Kg, Rev. BFH III R 

25/18) 

Stellen die Ausbildung zur Bankkauffrau und das nachfolgende 

Fortbildungsstudium („Fachwirt BankColleg“ und 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/6_K_4135_14_F_Urteil_20180426.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2017/7_K_3662_14_G_Urteil_20171010.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/1_K_1085_17_L_Urteil_20180608.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/1_K_1085_17_L_Urteil_20180608.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2017/4_K_3336_17_Kg_Urteil_20171222.html


„Bankbetriebswirt BankColleg“) eine einheitliche erstmalige 

Berufsausbildung dar? (Urteil vom 11. April 2018, Az. 9 K 2210/17 

Kg) 

Stellen die Ausbildung zur Finanzwirtin und die nachfolgende 

Ausbildung zur Diplom-Finanzwirtin eine einheitliche erstmalige 

Berufsausbildung dar? (Urteil vom 11. April 2018, Az. 9 K 3850/17 

Kg) 

Stellen die Ausbildung zum Diplom-Finanzwirt und ein sich 

anschließender Studiengang zum „Master of Arts in Taxation“, 

der zugleich der Vorbereitung auf die Steuerberaterprüfung dient, 

eine einheitliche erstmalige Berufsausbildung dar? (Urteil vom 24. 

Mai 2018, Az. 10 K 768/17 Kg) 

 

 
 

 

In eigener 

Sache  

 

 

Save the date! 

Brennpunkt.Steuerpraxis am 5. November 

2018 zum Thema Schätzungsanlässe im Zeitalter 

digitaler Aufzeichnungen – Darlegungs- und 

Beweislasten, steuerrechtliche Folgerungen und 

strafrechtliche Gefahren 

Im gesamten Besteuerungsverfahren nimmt die Bedeutung der 

Digitalisierung zu. Dies betrifft zum einen den Zugriff der 

Betriebsprüfung auf elektronische Unternehmensdaten, aber auch die 

Frage, in welchem Umfang digitalisierte Buchführungsabläufe für 

steuerliche Zwecke zu dokumentieren sind. Vor allem die 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/9_K_2210_17_Kg_Urteil_20180411.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/9_K_2210_17_Kg_Urteil_20180411.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/9_K_3850_17_Kg_Urteil_20180411.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/9_K_3850_17_Kg_Urteil_20180411.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/muenster/j2018/10_K_768_17_Kg_Urteil_20180524.html


Kassenführung erweist sich dabei nach wie vor als „Dauerbaustelle“. 

Das Risiko rein formaler Beanstandungen und daraus abgeleiteter 

Schätzungsbefugnisse nimmt im Betriebsprüfungsalltag zu. 

Der diesjährige Brennpunkt.Steuerpraxis nimmt sich den neuen 

Herausforderungen, vor denen Verwaltung, Steuerpflichtige, Berater 

und ebenso die steuerliche Rechtsprechung insoweit stehen, an. Am 5. 

November 2018 (ab 16.30 Uhr) findet in der Aula des Schlosses in 

Münster die Veranstaltung „Schätzungsanlässe im Zeitalter digitaler 

Aufzeichnungen – Darlegungs- und Beweislasten, steuerrechtliche 

Folgerungen und strafrechtliche Gefahren“ statt. Dabei wird Dr. 

Egmont Kulosa, Richter im X. Senat des BFH, in seinem 

Impulsvortrag u.a. auf die Bedeutung der Dokumentation von 

Buchführungsdaten eingehen und dabei auch 

Rechtsschutzmöglichkeiten für Unternehmer und ihre Berater 

aufzeigen. Die anschließende Podiumsdiskussion wird Gelegenheit 

bieten, aktuelle Praxisbeispiele zu erörtern. Die Veranstaltung ist 

kostenlos. 

Weitere Einzelheiten – insbesondere zur Anmeldung – folgen in 

Kürze. 

 

"Perspektiven und Herausforderungen in der 

Justiz" - Finanzgericht Münster begrüßt angehende 

Steuerjuristen  

Im Steuerrecht bieten sich für Juristinnen und Juristen nach wie vor 

besonders gute Berufsaussichten. Dabei ist die Tätigkeit als Richter/in 

am Finanzgericht nicht nur abwechslungsreich und anspruchsvoll, 

sondern bietet in jeder Hinsicht hervorragende Möglichkeiten zur 

eigenen Kompetenzentwicklung und zur Fortbildung der Persönlichkeit. 

Unter dem Motto "Perspektiven und Herausforderungen in der Justiz" 

waren am 11. Juli 2018 zum diesjährigen Perspektivtag am 

Finanzgericht Münster steuerlich interessierte Studierende, 

Referendare/innen sowie bereits "juristisch fertige" Berufsstarter 



eingeladen, Einblicke in das Arbeitsumfeld und die richterliche 

Arbeitsweise zu nehmen. Zu den Einzelheiten lesen Sie bitte die 

Pressemitteilung Nr. 7 vom 12. Juli 2018.     

 

Quelle: Finanzgericht Münster 

 

 
 

 

 

 
Impressum 

Herausgegeben vom Präsidenten des Finanzgerichts Münster 

Redaktion: RaFG Dr. Jan-Hendrik Kister, Warendorfer Straße 70, 

48145 Münster, Tel. 0251/3784-212, Telefax 0251/3784-201, E-Mail: 

jan-hendrik.kister@fg-muenster.nrw.de 

Web: www.fg-muenster.nrw.de 

Der Newsletter des Finanzgerichts Münster erscheint regelmäßig zum 

15. eines Monats. Sie haben jederzeit die Möglichkeit, den Newsletter 

über folgenden Abmeldelink wieder abzubestellen. Den Volltext der 

Entscheidungen des Finanzgerichts Münster und der anderen Gerichte 

Nordrhein-Westfalens finden Sie in der Rechtsprechungsdatenbank 

NRW-Entscheidungen. Auf der Homepage des Finanzgerichts 

Münster sind die anhängigen Revisionsverfahren gegen 

Entscheidungen des Finanzgerichts Münster aufgelistet, die ab 1. 
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Januar 2013 veröffentlicht wurden. Volltexte der Entscheidungen des 

Bundesfinanzhofs, auf die verwiesen wird, sind auf der gerichtseigenen 

Rechtsprechungsdatenbank des Bundesfinanzhofs abrufbar. Die 

Entscheidungen werden nur zur nicht gewerblichen Nutzung kostenfrei 

zur Verfügung gestellt (§ 11 Abs. 2 S 2 JVKostG). Informationen für 

Interessenten einer gewerblichen Nutzung werden hier bereitgestellt. 
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